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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 1 KR 22/10 BH 
 
L 5 KR 152/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 26 KR 9/09 (SG Köln) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Mai 2011 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie den Richter   Dr.  H a u c k    und die Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 7. Oktober 2010 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt Dr. L.   , M.      , zu gewähren, wird 

abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Ersatzkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, eine stationäre 

Behandlung im Environmental Health Center, USA bzw im Breakspear Hospital, Groß-

britannien, einschließlich der Flugkosten für sie und eine Begleitperson zu erhalten, in den Vor-

instanzen ohne Erfolg geblieben. Zur Begründung hat das LSG ua ausgeführt, es gebe keine 

Hinweise darauf, dass die Klägerin für das von ihr angegebene Leiden einer Multiple Chemical 

Sensitivity (MCS) und eines Chronic Fatigue Syndromes (CFS) eine dem Stand der 

medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung nicht im Inland erlangen könne. 

Insbesondere könne davon ausgegangen werden, dass der festgestellten Überempfindlichkeit 

bzw Unverträglichkeit gegenüber Reinigungs- und Desinfektionsstoffen sowohl seitens 

niedergelassener Ärzte als auch in einer Universitätsklinik Rechnung getragen werden könne 

(Urteil vom 7.10.2010). 

 

Die Klägerin beantragt, ihr Prozesskostenhilfe (PKH) zu gewähren und Rechtsanwalt Dr. L.    

aus M.      beizuordnen. 

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin ist abzulehnen, da sie keinen Anspruch auf PKH unter Beiordnung von 

Rechtsanwalt Dr. L.    hat. Nach § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114, 121 ZPO kann nämlich 

einem bedürftigen Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH be-

willigt und ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsver-

folgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es.  

 

Die Klägerin kann aller Voraussicht nach mit ihrem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen - auch unter Würdigung des Vorbringens der Klägerin - Anhaltspunkte dafür, dass sie 

einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe 

darlegen könnte. Die Sache bietet weder Hinweise für eine über den Einzelfall der Klägerin 

hinausgehende grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache noch ist ersichtlich, dass das LSG 

entscheidungstragend von der Rechtsprechung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG 

abgewichen sein könnte (Zulassungsgründe des § 160 Abs 2 Nr 1 und Nr 2 SGG). 

 

Hinsichtlich der in Streit stehenden Auslandsbehandlung nebst Zusatzkosten hat das LSG zu-

treffend darauf verwiesen, dass eine Kostenübernahme nicht in Betracht kommt, wenn eine 

dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung 
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rechtzeitig bei einem Vertragspartner der Krankenkassen im Inland erlangt werden kann (vgl 

§ 13 Abs 5 Satz 2 SGB V, § 18 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 SGB V). Der erkennende Senat hat 

bereits entschieden, dass für eine Auslandsbehandlung in stationärer Form ein qualitatives oder 

quantitatives Versorgungsdefizit im Inland zu fordern ist (vgl BSGE 92, 164 = SozR 4-2500 § 18 

Nr 2, RdNr 9 ff; BSG SozR 4-2500 § 13 Nr 24 RdNr 26). 

 

Schließlich fehlt jeglicher Anhalt dafür, dass die Klägerin einen die Revisionszulassung recht-

fertigenden Verfahrensfehler des LSG bezeichnen könnte (Zulassungsgrund des § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG).  
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